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Muster
Dienststellenvereinbarung für Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten im Öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum BEFG





ab 01.10.2023

Dienstvereinbarung

Zwischen der 

Evangelisch-Freikirchlichen Gemeinde …………………………., (Name und genaue Bezeichnung) - nachfolgend EFG genannt - als Dienststelle des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden K.d.ö.R. (BEFG), 
vertreten durch Herrn/Frau ………………..   und Herrn/Frau………………………		

- Dienstgeber, nachfolgend BEFG genannt
und 

Herrn/Frau…………………………………, geb…………..  Anschrift…..

- Mitarbeiter/in -

wird nachfolgende Dienststellenvereinbarung geschlossen:


§ 1 Beginn der Tätigkeit
Der/Die Mitarbeiter/in tritt am …………… auf unbestimmte Zeit in die Dienste der EFG. Es gilt die Ordnung zum Dienstrecht für Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten des BEFG (im Folgenden DO-GR).

§ 2 Tätigkeit und Aufgabenbereich
(1) Der/Die Mitarbeiter/in wird als Gemeindereferent/in mit pastoralen Aufgaben in der EFG tätig. Die EFG ist gegenüber dem/der Mitarbeiter/in weisungsbefugt. Die Gemeindeleitung der EFG bestimmt eine Person aus ihrer Mitte, die dem/der Mitarbeiter/in gegenüber das Weisungsrecht ausübt und die Ansprechpartner/in für den/die Mitarbeiter/in ist.
(2) Die EFG und der/die Mitarbeiter/in legen vor Beginn des Arbeitsverhältnisses die Aufgabenbereiche und die Schwerpunkte der Tätigkeit in einer Vereinbarung schriftlich fest. Die Vereinbarung ist als Anlage Bestandteil der Dienststellenregelung und sollte jährlich durch die EFG und den/die Mitarbeiter/in überprüft und aktualisiert werden. 

§ 3 Arbeitszeit
(1) Der/Die Mitarbeiter/in kann grundsätzlich die Lage der Arbeitszeit und deren Verteilung selbst bestimmen, unter Berücksichtigung der Erfordernisse der EFG. Die EFG kann jedoch nach Absprache mit dem/der Mitarbeiter/in Anwesenheitszeiten oder Zeiten für bestimmte Tätigkeiten festlegen.
(2) Dem/Der Mitarbeiter/in ist ein dienstfreier Tag pro Woche zu gewähren. Soll der dienstfreie Tag auf einem Sonntag liegen, so ist dies rechtzeitig mit der EFG abzustimmen.
(3) Dienste des/der Mitarbeiters/in an Feiertagen werden durch Freizeit ausgeglichen. Nähere Einzelheiten zum Freizeitausgleich werden einvernehmlich geregelt.

§ 4 Vergütung
Die EFG zahlt dem/der Mitarbeiter/in eine Vergütung gemäß den Vergütungs- und Urlaubsregelungen für Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten des Bundes, welche jeweils rückwirkend zum Monatsende fällig und zahlbar ist. Die Zahlung erfolgt bargeldlos durch Überweisung auf ein vom/von der Mitarbeiter/in zu benennendes Konto. Der/Die Mitarbeiter/in ist vollzeitbeschäftigt/mit …….% teilzeitbeschäftigt. Der/Die Mitarbeiter/in ist im … Dienstjahr. Das Gehalt ist jeweils am Ende des Monats fällig.

§ 5 Kindergeldzulage
Sofern der/die Mitarbeiter/in Kindergeld erhält, zahlt die EFG dem/der Mitarbeiter/in eine Zulage zum Kindergeld gemäß den Vergütungs- und Urlaubsregelungen für Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten des Bundes.

§ 6 Sonderzahlung
Als widerrufliche Gratifikation wird jährlich eine Sonderzahlung in Höhe eines Monatsgehaltes gewährt, welche zur Hälfte als Urlaubsgeld im Juni und als Weihnachtsgeld im November eines Jahres ausgezahlt wird. Diese Leistung kann widerrufen werden, wenn sich die finanziellen Verhältnisse der Dienststelle oder des Dienstgebers nicht nur vorübergehend erheblich verschlechtern.
Oder: 
Der/die Mitarbeiter/in erhält ein 13. Monatsgehalt, welches zur Hälfte als Urlaubsgeld im Juni und als Weihnachtsgeld im November eines Jahres ausgezahlt wird. Die Zahlung des 13. Gehalts, auch der Teilzahlungen, erfolgt in jedem Einzelfall freiwillig und ohne Begründung eines Rechtsanspruchs für die Zukunft. 

§ 7 Erstattungen 
(1) Die in Ausübung des Dienstes entstehenden Aufwendungen (Reisekosten, Telefongebühren, sonstige Sachkosten etc.) erstattet die EFG gegen Nachweis.
(2) Fahrtkosten für dienstlich veranlasste Fahrten mit dem privaten Pkw werden von der EFG unter Berücksichtigung des steuerlich jeweils zulässigen Höchstbetrages mit zurzeit…..……. € pro gefahrenen Kilometer erstattet. Der/Die Mitarbeiter/in hat ein Fahrtenbuch zu führen, das den steuerrechtlichen Vorschriften entspricht.

§ 8 Arbeitsverhinderung
Es gelten die Regelungen des § 14, Abs. 5 S. 2 und, Abs. 6 und Abs. 7 der DO-GR des BEFG.

§ 9 Entgeltfortzahlung
Der/Die Mitarbeiter/in erhält Entgeltfortzahlung nach Maßgabe der jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen.

§ 10 Urlaub
Der/Die Mitarbeiter/in erhält Urlaub gemäß den Vergütungs- und Urlaubsregelungen des Bundes.

§ 11 Zusatzversorgung/Ruhegeld
Der/Die Mitarbeiter/in erhält eine Zusatzversorgung nach der Ruhegeld- und Versorgungsordnung (RGO-GR) für Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland K.d.ö.R. in der jeweils gültigen Fassung. Die Entrichtung der Beiträge erfolgt gemäß der RGO-GR.

§ 12 Fortbildung
Der/Die Mitarbeiter/in soll an dem Konvent der Pastorenschaft des BEFG/dem Konvent der Diakoninnen und Diakone des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland/der Jahrestagung der Hauptamtlichen im ChristusForum Deutschland sowie auch an den regionalen Tagungen teilnehmen. Die EFG stellt den/die Mitarbeiter/in für diese Zeiten unter Fortzahlung der Bezüge von seiner/ihrer Arbeit frei und übernimmt die durch die Teilnahme entstandenen Kosten. Die Teilnahme an weiteren Fortbildungen und Supervisionen und entsprechende Freistellungen sowie deren Kostenverteilung hat der/die Mitarbeiter/in mit der EFG abzusprechen.

§ 13 Nebenbeschäftigung
Es gelten die Regelungen des § 14 Abs. 3 2.HS der DO-GR des BEFG.

§ 14 Schweigepflicht
Es gelten die Regelungen des § 15 der DO-GR des BEFG.

§ 15 Datenschutz
Die zwischen dem/der Mitarbeiter/in und dem BEFG am …………………. abgeschlossene Verpflichtung auf das Datengeheimnis ist als Anlage Bestandteil dieser Vereinbarung.

§ 16 Umgang mit Schutzbefohlenen
Die zwischen dem/der Mitarbeiter/in und dem BEFG am …………………. abgeschlossene Vereinbarung zum Umgang mit Schutzbefohlenen ist als Anlage Bestandteil dieser Vereinbarung.

§ 17 Beendigung des Dienststellenverhältnisses
Es gelten die Regelungen des § 16 der DO-GR des BEFG.

§ 18 Schlussbestimmungen
Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Das gilt auch für die Änderung der Schriftformklausel. Es wird darauf hingewiesen, dass spätere, mündliche individuelle Vereinbarungen i.S.d. § 305b BGB vom Schriftformzwang ausgenommen sind.


………………………………..						………………………………..
Ort, Datum 							Ort, Datum





……………………………………………………………………………..		………………………………….
(Name)			(Name)			Mitarbeiter/in
			
in Vertretung für den Bund
Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden 
in Deutschland K.d.ö.R 
